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Leitsatz

Die Erhebung der Reichsfluchtsteuer ist nach Artikel 3 GG dann unzulässig, wenn die Auswan-
derung unmittelbar oder mittelbar durch rassische Verfolgung erzwungen ist.

Fundstellen

BFHE 56, 25
BStBl III 1952, 11
DB 1952, 12
FR 1952, 122
StRK RFluchtStG. § 1 R. 1

Tatbestand

1 Auf Grund eines Besuchsvisums seitens des amerikanischen Konsuls in Köln fuhren im
August 1938 der jüdische ehemalige ... und seine Ehefrau zu ihrem Sohn, dem Bf., in
Oregon und zu ihrer Tochter in New York. Sie hatten eine Rückfahrkarte für die Strecke
New York-Le Havre, machten jedoch davon keinen Gebrauch. Das Besuchsvisum hat-
te drei Monate Geltung ab 29. August 1938 und wurde zweimal, zuletzt bis zum 28. Juni
1939 verlängert. Der Vater des Bf. erkrankte in den Vereinigten Staaten und starb am 3.
Mai 1939 in Oregon. Seine Ehefrau blieb in Amerika und wanderte im September 1939 in
aller Form über Kanada in USA ein.

2 Der Vater des Bf. erteilte vor seiner Ausreise seinem Vetter B in notarieller Verhandlung
Generalvollmacht für alle persönlichen und vermögensrechtlichen Angelegenheiten. Auf
Grund dieser Generalvollmacht verkaufte B am 3. Januar 1939 das Grundstück in X, in
dem sich die Wohnung des Vaters des Bf. befand.

3 Unter dem 15. Februar 1939 hat das Finanzamt einen Reichsfluchtsteuerbescheid gegen
den Vater des Bf. in Höhe von 9678RM erlassen und dem Bevollmächtigten zugestellt,
der den angeforderten Betrag einzahlte.

4 Die amtlichen Vorgänge über den Reichsfluchtsteuerbescheid sind nicht mehr vorhan-
den. Nach den beigebrachten Abschriften hat der Bf. unter dem 4. September 1939 als
Erbe seines Vaters den Reichsfluchtsteuerbescheid angefochten und mit der Begrün-
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dung, sein Vater sei nicht ausgewandert, sondern habe lediglich seine beiden Kinder be-
suchen wollen, gebeten, den gezahlten Steuerbetrag an ihn zu erstatten.

5 Der Oberfinanzpräsident hat das Rechtsmittel im Anfechtungsverfahren als unbegründet
zurückgewiesen. Auch das hiergegen angerufene Finanzgericht hat zuungunsten des Bf.
entschieden.

Entscheidungsgründe

6 Die Rechtsbeschwerde, die frist- und form*-gerecht eingelegt ist, muß zur Aufhebung
des angefochtenen Urteils führen.

7 Das Finanzgericht hat die Aufgabe des inländischen Wohnsitzes, wenn nicht schon im
Zeitpunkt der Ausreise, so doch spätestens in dem des Verkaufs des Wohnhauses des
Vaters des Bf. durch den Bevollmächtigten in Verbindung mit der gleichzeitigen polizei-
lichen Abmeldung als gegeben erachtet. Es kann dahingestellt bleiben, ob die Annah-
me der Aufgabe des inländischen Wohnsitzes frei von Rechtsirrtum ist. Im vorliegenden
Fall können die Bestimmungen über die Reichsfluchtsteuer, obwohl sie nicht aufgehoben
worden sind, deshalb nicht angewandt werden, weil in diesem Fall durch ihre Anwen-
dung der Vater des Bf. wegen seiner Rasse benachteiligt worden ist: Artikel 3 des Grund-
gesetzes.

8 Die Bestimmungen über die Reichsfluchtsteuer sind geschaffen worden, bevor die Na-
tionalsozialisten die Macht übernahmen. Ihre Anwendung war und ist deshalb weiterhin
grundsätzlich bedenkenfrei. Wenn jedoch der Staat in einem Falle wie dem vorliegenden
den Steuerpflichtigen lediglich aus Gründen der Abstammung unmittelbar oder mittel-
bar durch seine Maßnahmen gezwungen hat, seinen inländischen Wohnsitz aufzugeben,
indem er ihm seine Erwerbsmöglichkeit nahm und außerdem seine und seiner Familie
persönliche Freiheit und sogar Leben für den Fall seines Verbleibens bedrohte, und dann
auf dieser Grundlage Reichsfluchtsteuer anfordert, so verstößt dies gegen den Grundsatz
der Gleichheit vor dem Gesetz, insbesondere der unter gleichen Voraussetzungen gleich-
mäßigen Besteuerung (vgl. Artikel 3 des Grundgesetzes).

9 Dies ist auch der Rechtsgedanke, der den sogenannten Entschädigungsgesetzen in den
Ländern der amerikanischen Zone der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der Be-
stimmung über die Erstattung solcher Sonderabgaben - sogar im Falle der Rechtskraft -
zugrunde liegt, die einem Verfolgten aus Gründen der Abstammung usw. durch Rechts-
vorschrift oder Willkürakt auferlegt wurden. Zwar handelt es sich in der vorliegenden Sa-
che um einen Fall aus dem Gebiete des Landes Nordrhein-Westfalen, in welchem sol-
che Wiedergutmachungsvorschriften bis jetzt noch nicht ergangen sind. Ist aber in den-
jenigen Gebieten der Bundesrepublik, für die bereits entsprechende Bestimmungen vor-
liegen, die Erhebung einer Abgabe ausgeschlossen, die auf Grund eines bestehenden,
der heutigen Rechtsauffassung Rechnung tragenden Gesetzes wieder zu erstatten ist,
so muß das gleiche auch für solche Teile der Bundesrepublik gelten, für die ein entspre-
chendes Gesetz erst in Aussicht genommen ist.

10 Hiernach ist unter Aufhebung der entgegenstehenden Vorentscheidungen auf Freistel-
lung zu erkennen.

11 Die Entscheidung über die Kosten folgt aus § 309 der Reichsabgabenordnung.
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